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FahrttahMinsmiungaut der wastausfahrt
Wien , 29 . 11 . (RK- KOMMUNAL ) Die Wiener Westausfahrt muß am Mitt¬
woch , dem 30 . November , und am Donnerstag , dem 1 . Dezember jeweiis in
der Zeit zwischen 7 und 15 Uhr in einem zirka 100 Meter langen Bereich
nach der Hütteidorfer Brücke aus Sicherheitsgründen auf der rechten Fahr¬
spur verkehrsfrei bleiben , da Reparaturarbeiten an einem Abspannmast
der ÖBB vorgenommen werden . (Schluß ) pz/bs

Neue Einbahn ln Floridsdorf
Wien , 29 . 11 . (RK -KOMMUNAL ) Eine neue Einbahn wird ab Donnerstag,
den 1 . Dezember , 8 Uhr früh , im 21 . Bezirk eingerichtet : Die Schuchardt-
straße , bisher in beide Fahrtrichtungen befahrbar , wird von der Brünner
Straße bis zur Weilandgasse Einbahn . Durch diese Maßnahme können in
der Schuchardtstraße zusätzliche Parkplätze geschaffen werden . (Schluß)
roh/gg
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FuBöailklub Rapid geehrt
Wien , 29 . 11 . ( RK -SPORT ) Im Rittersaal des Wiener Rathauses ehrte Mon¬
tag abend Sportstadtrat Dr. Michael HÄUPL die Spieler des Fußballklubs
Rapid , die in derabgelaufenen Saison den Meistertitel in der Bundesliga er¬
rungen haben . Häupl betonte , daß ihm der Zuschauerschwund bei Meister¬
schaftsspielen der Wiener Spitzenklubs große Sorgen bereite und , daß
man seitens der Stadt Wien diesbezügliche Untersuchungen und Umfra¬
gen eingeleitet habe . Im Namen der Hütteldorfer dankte Geschäftsführer
Heinz HOLZBACH , im Namen des Wiener Fußball -Verbandes Präsident
Othmar LUCZENSKY für die Einladung der Stadt . Als Erinnerungsge¬
schenk an den Klub erhielt Kapitän WEBER von Sportstadtrat Häupl einen
Pokal überreicht . Unter den zahlreichen Ehrengästen befand sich auch
Stadträtin Christine SCHIRMER . (Schluß ) hof/bs
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Sitzungen der Bezirkevertretungen
Wien , 29 . 11 . ( RK -BEZIRKE ) Die Bezirksvertretungen folgender Bezirke
treten in der nächsten Zeit zu einer Sitzung zusammen:

Brigittenau : Mi . , 30 .11 . , 18 Uhr , Haus der Begegnung , 20 , Raffaelg . 11 -13;
Landstraße : Do . , 1 . 12 . , 16 Uhr , BV 3 , Karl - Borromäus -Platz 3;
Ottakring : Do . , 1 . 12 . , 16 Uhr , BV 16 , Richard -Wagner -Platz 19;
Simmering : Mi . , 7 . 12 . , 14 Uhr , BV 11 , Enkplatz2;
Hernals : Mi . , 7 . 12 . , 16 Uhr , BV 17 , Elterleinplatz 14;
Margareten : Di . , 13 . 12 . , 17 Uhr , BV 5 , Schönbrunner Straße 54;
Josefstadt : Mi . , 14 . 12 . , 17 Uhr , BV 8 , Schlesingerplatz 4;
Mariahilf : Mi . , 14 . 12 . , 17 Uhr , BV 6 , Amerlingstraße 11;
Währing : Do . , 15 . 12 . , 17 .30 Uhr , BV 18 , Martinstraße 100;
Döbling : Do . , 15 . 12 . , 15 Uhr , BV 19 , Gatterburggasse 14.
(Schluß ) end/gg
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Pastelle Keine verdonpeiung der Forderung fllr „Kreis“
Meldung Im „Standard “ unrichtig

Wien , 29 . 11 . (RK -KOMMUNAL ) Als unrichtig bezeichnete Kulturstadträtin
Dr. Ursula PASTERK eine Meldung im Standard am Montag , dem 28.
November , wonach sie dem Theater der „Kreis “ eine Verdoppelung der
Förderung in Aussicht gestellt habe.
Wie Pasterk betonte , wurde sie nicht durch die Meldung im Standard „be¬
reits am selben Tag “ veranlaßt , George Tabori ein finanzielles Angebot zu
machen . Wahr ist vielmehr , daß bereits seit langem Gespräche mit Tabori
über die Finanzierung des Theaters stattfinden . Das Theater wurde jedoch
weder aufgefordert , einen neuen Antrag zu stellen , noch wurde eine
doppelte finanzielle Förderung und deren positive Erledigung bis Ende des
Jahres in Aussicht gestellt . Das wäre den anderen WienerTheatern gegen¬
über nicht vertretbar und angesichts der budgetären Lage auch gar nicht
möglich.
Sie habe sich jedoch immer dafür eingesetzt , das Theater entsprechend
der künstlerischen Bedeutung des Hauses und seines Leiters George
Tabori zu fördern . Die im Budget 1989 vorgesehene Summe entspreche
dieser Wertschätzung . Im übrigen sei sie selbst und diezuständigen Beam¬
ten der MA 7 — Kultur laufend mit Tabori im Gespräch . Sie hoffe , daß sich
George Tabori an die ihr gegebene Zusage halte , seinen Vertrag in Wien zu
erfüllen . (Schluß ) gab/rr
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wienereemeinderai
Stadtentwicklung und Stadtplanung

Wien , 29 . 11 . ( RK -KOMMUNAL ) Am Dienstag wurde die Gemeinderats¬
sitzung unter dem Vorsitz von GR . Eveline ANDRLIK (SPÖ ) mit der Be¬

handlung des Budgetkapitels Stadtentwicklung und Stadtplanung fortge¬
setzt.

GR . PRINZ ( FPÖ ) bezeichnete es als delikat , daß bei der Sanierung des
Karl -Marx-Hofes der Bauleitungsauftrag an eine Firma vergeben wurde,
deren Mehrheitseigentümer Gewerkschaft und Bauinnung sind . Daraus
resultiere zwangsläufig ein Interessenskonflikt.

Angesichts der Bereitschaft der österreichischen Bundesbahnen , das
Areal des Nordbahnhofes rasch zu verkaufen , sollten die Konsequenzen
aus der Entscheidung zugunsten des Donauparks als Weltausstellungsge¬
lände überdacht werden . Es geht auch um die Nachnutzung , zumal die
Wiener Messe kein großes Interesse an den Weltausstellungsbauten
haben dürfte . Man solle auch die Gunst der Stunde nutzen , sagte Prinz , um
über die Zukunft der zahlreichen Wiener Verschiebebahnhöfe zu sprechen.

Was die diskutierten neuen Einkaufszentren betrifft , verlangte Prinz statt-
dessen die Aufwertung von lokalen Zentren . Es sollten alle Gestaltungs-
möglichkeiteen aufgezeigt werden , mit denen der Verödung ganzer Be¬
zirksteile entgegengetreten werden kann.

Prinz forderte die Schaffung von zusätzlichem Parkraum , wobei der Privat¬
initiative mehr Möglichkeiten einzuräumen wären.

GR . Dr . MAYR (ÖVP ) schnitt drei Themenbereiche an . Zum Thema Ein¬
kaufszentren sagte er , eine unkontrollierte Entwicklung der Zentrenidee
wäre negativ für das Stadtgefüge . Es stelle sich daher die Frage der Förde¬

rung oder des Einbremsens der Errichtung von Einkaufszentren . Stadt¬
wirtschaftlich gesehen käme es durch den verstärkten Bau von Einkaufs¬
zentren zu einem Rückgang der Kaufkraft in den gewachsenen Geschäfts¬
straßen . Außerdem sei die Errichtung der Zentren teuer , weil erst zusätz¬
liche Straßen gebaut und U -Bahn -Linien verlängert werden müßten.
Seiner Meinung nach sollten noch gründliche Untersuchungen zu diesem
Thema durchgeführt werden.

Als zweiten Themenbereich sprach Dr. Mayr über den Umbau des Europa¬
platzes . Die ÖVP sei füreineUntertunnelung des Europaplatzes , aber nicht
in extremem Ausmaß . Die Varianten ohne Untertunnelung seien nicht be¬

friedigend , weil es vor allem für die Fußgänger problematisch wäre , gefahr¬
los den ganzen Gürtel zu überqueren.
Als letzten Punkt sprach Dr. Mayr über die Studien vergäbe der MA 21 und
MA1 8 . Es sei nicht akzeptabel , daß beispielsweise der Abteilungsleiter der
MA 18 Studien bis zu einer Höhe von einer Million Schilling vergeben
könne , ohne daß der Gemeinderat davon etwas erfährt . Ais Beispiel führte
Dr . Mayr eine Dokumentation über den Spittelberg an , die 1985 vergeben
worden war , und von der bis heute noch kein Ergebnis vorläge . Im Jahr
1988 sei nur ein einziger Planungsauftrag durch den Ausschuß gegangen.
Allerdings wurden von der MA 18 und der MA 21 in diesem Jahr Aufträge
für 31 Millionen Schilling vergeben . Abschließend brachte Dr. Mayr einen
RESOLUTIONSANTRAG ein , daß in Zukunft quartalsmäßig Berichte über

Auftragsvergaben vorgelegt werden sollten.

Wien solle auch Musterstadt sein , wenn es um Mitbestimmung geht , sagte
GR . GAAL (SPÖ ) . Es gelte , die Empfehlungen der Gürtelkommission mit
den politischen Gremien und den Bezirken ausführlich zu diskutieren . Be¬

züglich der Zukunft des Europaplatzes und der MariahilferStraße müsse in
Kürze eine definitive Entscheidung getroffen werden . Eine Tunnellösung,
wie sie gelegentlich für den Europaplatz gefordert werde , sei allerdings aus Forts , «uf Blatt 2400
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finanzieller Sicht derzeit nicht durchführbar . Ein Problem , daß auch künf-
:ig vorrangig bekämpft werden müsse , sei die Lärmbelästigung der Bevöl¬

kerung . Wien habe zwar als einziges Bundesland ein LKW -Nachtfahrver-
30 t erlassen , und die Aktion „Tempo 30 “ hätte Erfolge gezeigt , dennoch

müßten weitere Maßnahmen — wie etwa die rigorose Einhaltung von
50 Stundenkilometern im Bereich des Gürtels — gesetzt werden . Zum Pro-
ekt eines Zentralbahnhofes sagte Gaal , die Fertigstellung vor einer Welt¬

ausstellung 1995 in Wien wäre wünschenswert , werde aber nur mit größter
Anstrengung möglich sein . Für alle kommunalen Themen gelte es , das In¬
formationsdefizit weiter abzubauen und die interessierte Bevölkerung ver¬
stärkt in das Geschehen einzubinden.

GR . Dr. SALCHER (ÖVP ) sprach von fünf Phasen , die für die Wiener Pla¬

nungspolitik charakteristisch seien . In der ersten Phase werde die große
Idee präsentiert , in der zweiten erfolge der „Super -Wettbewerb “

, in der
dritten Phase folge der „große Jubel “

, in der vierten entferne sich die Jury

„leise " und in der fünften stelle sich heraus , daß weder Geld noch Innova¬
tion , noch die Bereitschaft zu unkonventionellen Lösungen vorhanden sei.
Dies könne am Beispiel der Mariahilfer Straße praktisch bewiesen werden.
Der Bau der U 3 sei eine große Chance , jedoch werden offenkundig die not¬

wendigen begleitenden Infrastrukturmaßnahmen nicht gesetzt . Interna¬
tionale Architekten haben zwar beeindruckende Vorschläge gemacht,
doch werde derzeit die Debatte darüber geführt , ob eine oder zwei Baum¬
reihen gepflanzt werden sollen . Salcher plädierte für ein „Gesamtein¬
kaufserlebnis Mariahilfer Straße “

, das mit den Großkaufhäusern konkur¬
rieren könne . Ein ähnliches Beispiel für sozialistische Planungspolitik sei
der Gürtel , wo weder die Fragen nach dem Ort oder der Zeit der Maß¬
nahmen beantwortet werden . Zur Weltausstellung meinte Salcher , daß
das Mittun der Bevölkerung besonders wichtig sei , damit diese Ausstel¬

lung nicht wie bisher eher als Bedrohung empfunden werde . Dr. Salcher
brachte einen BESCHLUSS - UND RESOLUTIONSANTRAG ein , mit dem
eine Verstärkung der Austauschaktionen für Kinder und Jugendliche mit

Ungarn gefordert wird . Salcher forderte , daß die Stadt Wien die Prioritäten
der Planung offen legen solle , damit jeder Bürger mitreden könne.

GR . HAAS (SPÖ ) sprach über die Gestaltung des Donaubereiches , diean-

gesichts der geplanten Weltausstellung eine neue Bedeutung erlange . Die
Wiener Bevölkerung hat sich sehr aktiv an der Planung beteiligt , sagte
Haas . Die Fertigstellung des Rhein -Main-Donau -Kanals werde auch die

Bedeutung des Alberner Hafens heben , jedoch müsse das „Blaue Wasser“

unangetastet bleiben . Für die Errichtung des Kraftwerks Freudenau haben
sich eine Expertenjury einstimmig positiv ausgesprochen . An Plänen für
die Neugestaltung des Donaukanalbereiches arbeiten drei Teams und sie
werden ihren Bericht im Frühjahr vorlegen . Für den Nordbahnhof gebe es
attraktive Planunsziele . Ihre Verwirklichung basiere auf der Bereitschaft
der österreichischen Bundesbahnen und der Bestandnehmer , das Ge¬
lände zu räumen . Bei den Planungen für die Neugestaltung der Mariahilfer
Straße nach Fertigstellung der U -Bahn -Bauarbeiten rechnet GR . Haas mit
einem Kompromiß , mit dem niemand so recht zufrieden sein werde . Er
hätte nicht geglaubt , daß die Detailplanungen so schwierig sein würden,
erklärte Haas.

Es habe bezüglich des Nordbahnhofgeländes vor wenigen Tagen Ge¬

spräche mit dem Bund gegeben , die in positivem Klima und mit dem Er¬

gebnis einer grundsätzlichen Verkaufsbereitschaft des Bundes verlaufen
seien , sagte StR . Dr . SWOBODA (SPÖ ) .

Der Ankauf des Nordbahnhofgeländes sei aber ohne Zweifel auch eine

Frage des Preises . Geklärt werden müsse auch , ob ein Gesamtankauf oder
der sukzessive Ankauf von Teilen des 40 Hektar umfassenden Areals sinn¬
voll sei.

Forts , von Blatt 2390

Forts , auf Blatt 2401
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Man müsse , unterstrich Swoboda , in der Diskussion um die Einkaufszen¬
tren auch von der Widmungsproblematik , die in der Landeskompetenz
liege , ausgehen und mit Niederösterreich verbindliche Gespräche etwa
über den Verzicht auf Großraumwidmungen führen . Die Planung solle
nach Bedarf erfolgen , Investitionsentscheidungen dürften nicht als zweit¬
rangig angesehen werden , und infrastrukturelle , Verkehrs - und umwelt¬
technische Komponenten dürften nicht vernachlässigt werden . Zur Pla¬
nung für den Europaplatz meinte der Planungsstadtrat , man müsse die
Veränderung der Umsteigerelationen durch die U 3 und die U 6 berück¬
sichtigen und könne nicht von den derzeitigen Passantenfrequenzen aus¬
gehen . Auch in der Planung müsse eine Weiterentwicklung stattfinden.
Es gebe für viele Menschen , sagte GR . Dr . MAYR in einerzweiten Wortmel¬
dung , eine psychologische Barriere , sich Unterführungen zu bedienen,
dabei spielen Orientierungsvermögen , aber auch Ressentiments eine
Rolle . Ein weiteres Problem am Europaplatz stellten die zwei Umkehr¬
schleifen der Straßenbahn dar , deren Benützung Verkehrsstaus verur¬
sachen könnten.
Man müsse sich , sagte StR . Dr . Swoboda abschließend , gerade im Bereich
Europaplatz Planungsalternativen zum Beispiel im Hinblick auf den West¬
bahnhofbereich offen lassen und dürfe sich durch die Längsuntertunne¬
lung wichtige städtebauliche Optionen nicht vor der Zeit verbauen.

Personal
Mag . KABAS (FPÖ ) bedauerte , daß eine Dienstpostenvermehrung nicht
verhindert werden konnte . Dies sei kontraproduktivzu einer Verwaltungs^
reform . Auch eine Kritik an den Beamten , wiesie von Bürgermeister Dr . Zilk
geübt worden sei , sei für das Klima nicht gerade dienlich . Die Gehaltser¬
höhungen für Beamte bewertete Kabas positiv . Die Abkommen seien
maßvoll geschlossen worden.
Eine Arbeitszeitverkürzung im öffentlichen Dienst sehe er als Gefahr für
das Budget , führte Kabas weiter aus . Die Einführung der 35-Stunden-
Woche würde sich auf die Wirtschaft nachteilig auswirken und würde auch
nicht für weitere Arbeitsplätze sorgen . Außerdem seien die tatsächlichen
Kosten für die Einführung d©r35 -Stunden -Woch @ bisher noch unbekannt.
Es gebe nur unterschiedliche Zahlenangaben.
Kabas sprach sich für eine grundlegende Verfassungs - und Verwaltungs-
reform aus , die zum Beispiei eine Belebung der Fragestunden , die Einfüh¬
rung eines Untersuchungsausschusses sowie die Neuregelung von Be¬
förderungen bewirken könnte.
Abschließend plädierte Kabas für ein echtes Verhäitniswahlrecht in Wien
und sprach in diesem Zusammenhang von einem gegenwärtigen demo-
kratiepolitischen Defizit.
GR . Mag . KARL (ÖVP ) sagte , die ÖVP habe schon zu Beginn dieser Legis¬
laturperiode gefordert , daß freie und freiwerdende Planstellen bekannt zu
machen seien . Dies sei vom damaligen Stadtrat abgeiehnt worden , und er
stelle an den neuen Stadtrat Swoboda die Frage , ob sich an dieser Haltung
etwas geändert habe . Karl forderte , daß manche Gesetze in eine verständ¬
lichere Sprache gebracht werden . Gesetze , die äiter als 20 Jahre sind , soll¬
ten einem Ausschuß vorgelegt werden , und die gesamte Wiener Rechts¬
vorschriftensammlung sollte kritisch durchforstet werden . Wenn es gelin¬
gen sollte , aus den acht Bänden der Wiener Rechtsvorschriftensammlung
sieben zu machen , wäre das ein sehr bürgerfreundliches Service.
Es sei erfreulich , daß dramatische Entwicklungen am Arbeitsmarkt bei uns
weit weniger schlimm als anderswo ausgefallen seien und , die Jugend¬
arbeitslosigkeit in Wien deutlich unter dem Bundesdurchschnitt liege,
sagte GR . HIES (SPÖ ) . EsstellesichfürdieZukunftdieFrage , welchen Bei¬
trag die Stadt Wien leisten könne , um als Arbeitgeber eine aktive Arbeits-

Forts . von Blatt 2400
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marktpolitik zu betreiben . Für den öffentlichen Dienst ergebe sich die Pro¬
blematik , daß einerseits qualifizierte Mitarbeiter benötigt werden , anderer¬
seits auf jene nicht vergessen werden dürfe , deren Chancen geringer sind,
einen gesicherten Arbeitsplatz zu finden . Er denke dabei an Langzeitar¬
beitslose oder Behinderte . Es sei erfreulich , daß in den vergangenen Jah¬
ren eine Aufstockung des Dienstpostenplanes für Behinderte im Bereich
der Stadt Wien erfolgt sei : 1983 gab es 150 solcher Dienstposten , bis 1986
waren es 230 und heute gebe es 296 Dienstposten für Behinderte . Trotz
dieser positiven Entwicklung dürfe man sich allerdings mit dem Erreichten
nicht zufrieden geben.
GR . Dkfm . KÖNIG (ÖVP ) sprach von einerVerunsicherung der Menschen,
welche sich aus der umfassenden Speicherung persönlicher Daten er¬
gebe . Die Gemeinde Wien betriebe die umfangreichste Datenbank Öster¬
reichs , allerdings auf Basis veralteter Gesetze . Eine Untersuchung habe
gezeigt , daß etwa einfachste Auskünfte nur sehr schwierig zu erhalten
seien . Angesichts vieler bürokratischer Hindernisse stelle sich die Frage,
wo die Bürgernähe bleibe . Andererseits werden etwa in der Wählerevidenz
Daten gespeichert , die den Verdacht einer gesetzeswidrigen Speicherung
aufkommen lassen . Andere Beispiele zeigten , daß der Einsatz der Daten¬
speicherung gut überlegt werden müßte und nicht zu Behinderungen der
Arbeit , wie etwa im Krankenhausbereich , führen dürfe.
GR . Gertrude OSTRY (SPÖ ) wies darauf hin , daß die Verkürzung der Ar¬
beitszeit zwar finanzielle Probleme bringen werde , daß aberdieGemeinde-
bediensteten , die in den letzten Jahren ohnedies schon einen Beitrag zur
Budgetkonsolidierung geleistet hätten , von dieser Errungenschaft nicht
ausgeschlossen werden könnten.
Die Verwaltung des AKH durch die MA 16 bezeichnete Ostry als positive
Lösung für eine Verwaltung nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen.
Die MÄ16 werde über weitgehende Kompetenzen in bezug auf Personal,
Technik und Beschaffung verfügen . Die Übersiedlung des AKH in das
neue Gebäude stelle eine große Herausforderung für alle Bediensteten dar.
Zur Situation der Kindertagesheime sagte Ostry , daß dort gute Arbeit ge¬
leistet werde , wenn es auch aufgrund der Personalknappheit gewisse Pro¬
bleme gebe . Die in Aussicht genommene Reduzierung der Kinderanzahl
pro Gruppe von 30 auf 25 steile eine große Errungenschaft dar.
Stadtrat Dr . SWOBODA (SPÖ ) erläuterte , daß ein großerTeil der Personal¬
aufstockungen , die für das kommende Jahr vorgesehen sind , bei allen
Fraktionen unbestritten sind . Der prozentuelle Personalaufwand geht zu¬
rück , und durch verzögerte Aufnahmen bei Personalabgängen konnte seit
1981 über eine Milliarde Schilling eingespart werden . Swoboda rechnet
damit , daß eines Tage auch in den öffentlichen Verwaltungen eine Arbeits¬
zeitverkürzung eintreten wird . Aber gerade für die öffentliche Hand sei sie
besonders kostspielig , weil es kaum Rationalisierungsmöglichkeiten
gebe . Wenn es nicht gelinge , den Ländern und Gemeinden finanzielle
Mitte ! zur Verfügung zu stellen , sei eine Arbeitszeitverkürzung unf inanzäer-
bar . Stadtrat Swoboda relativierte die Forderung nach einer Objektivie¬
rung bei der Postenvergabe . Bei der Stadt Wien treten jährlich 4 .000 neue
Mitarbeiter ein , deren gesamte kommissionelle Beurteilung kaum möglich
ist . In vielen Bereichen gebe es bereits Ausschreibungen oder Kommissio¬
nen , die Aufnahmen prüfen . Er habe die Sorge , sagte Swoboda , daß die
Kommissionen an der Bestellung nichts ändern , aber einen größeren Ver¬
waltungsaufwand bringen würden . Stadtrat Swoboda möchte , daß sich
ein Unterausschuß damit befaßt , wie weit die Objektivierung beim Bund
auf Wiener Verhältnisse übertragen werden kann . Man müsse aber auch
bedenken , sagte Swoboda , daß für Spitzenpositionen nur wenige Bewer¬
bungen einlangen , aus denen ausgewählt werden kann.
Swoboda bekannte sich zum Datenschut ; man müsse danach trachten,
daß der Datenschutz lückenlos und genau eingehalten wird , denn erge-

Forts . von Blatt 2401
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hörezuden persönlichen Rechten des Menschen . Bei der Stadt Wien gebees keine Datenverknüpfung , und daher könne auch die generelle Frage,welche Daten über einen Menchen gesammelt sind , nicht beantworte -:werden . Die Automationsunterstützung sei eine wichtige Voraussetzungfür die Verwaltung , dürfe aber nicht dem Bürger schaden . Es müsse alles
unternommen werden , um für diesen Zweck die Datenerfassung auszu¬bauen und die erfaßten Daten zu schützen , schloß Swoboda.

Gesundheits - und Spitalswesen
Mehr Unterstützung und die Einbeziehung niedergelassener Ärzte in dasnur in kleinem Rahmen laufende Methadonprogramm in Wien forderteGR . Karin LANDAUER ( FPÖ ) . So könnten zum Beispiel arbeitslose Jung¬ärzte mit der Betreuung und Aufklärung von Drogenkranken betrautwerden , in Zürich , führte Landauer an , habe man es geschafft , ein Arbeits¬und Entzugsprogramm einzurichten , das die Integration Abhängiger nacheinem durchschnittlichen Zeitraum von drei Jahren erlaube.
Landauer urgierte den Ankauf eines Computertomographen für das Kran¬
kenhaus Floridsdorf und mehr Praxis für theoretisch fertig ausgebildeteNotfallmedizinerauf Intensivstationen . Weitere Ausbildungsplätze könnteauch die Einrichtung einer HNO und einer Augenklinik im Wilhelminen-
spital bringen . Das Hanuschkrankenhaus müsse im Sinne einer gerechten
Verteilung der raren Ausbildungsplätze dieTurnuswarteliste wiealleande¬
ren Krankenhäuser akzeptieren.
GR . Dkfm . Hilde SCHILLING (ÖVP) erklärte , die 1979 beschlossenen Zieleder Psychiatriereform seien im großen und ganzen verwirklicht worden.
Allerdings müßte die Reform noch weitergeführt , und Schwachstellen
müßten beseitigt werden . Es bestehe zuwenig Nachsorge für die Kranken,und somit bestehe die Gefahr , daß schwierige Patienten nach einem Kran¬
kenhausaufenthalt nicht mehr versorgt würden . Weiters seien noch mehrÄrzte und Psychologen notwendig . Das Ziel der Reform müßte heute der
Einbau der Psychotherapie in weitere Behandlungen sein.
Im Psychiatrischen Krankenhaus müssen manchmal teilstationäre Patien¬ten über Nacht behalten werden . Das bedeutet einen finanziellen Verlustfür das Krankenhaus , aber auch zusätzliche Belastungen für das Personal.
In diesem Zusammenhang brachte GR . Dkfm . Schilling einen RESOLU¬
TIONSANTRAG ein , daß das KontrollamtderStadtWien die Dokumenta¬
tion und Gebührenverrechnung der einzelnen Primariate in bezug auf die
stationären Aufnahmen und teilstationären Patienten überprüfen möge,um festzustellen , ob durch mangelhafte Abrechnung und unterlassene
Anmeldung tatsächlich aufgelaufenen Kosten nicht geltend gemachtwurden.
im kommenden Jahr stehe weniger Geld für die Pflegeheime zur Verfü¬
gung , wobei aber die Personalkosten weitersteigen werden . Außerdem seider Bedarf an Pflegebetten drückend groß . Weiters kritisierte Schilling,daß an den Spitälern ausreichende Rehabiiitationsmöglichkeiten fehlen!
Sie forderte deshalb mehr Abteilungen für Langzeitrehabilitation.
Global gesehen fehlt nach Meinung Schillings ein realisierbares Systemder Krankenpflege — bestehend aus öffentlichen und privaten Einrichtun¬
gen . Als positives Beispiel hob Schilling die Privatinitiative „Sozialmedizi¬
nisches Zentrum Unter -Penzing “ hervor , das sowohl Hauskrankenpfleaeals auch Hilfe in Krisensituationen anbietet.
Am Betreuungssektor seien erfolgreiche Versuche durchgeführt worden,an denen praktische Ärzte , Mobile Krankenschwestern , Heimhelferinnen
und Spitaisärzte teilgenommen haben,sagteGR . EvelineANDRLIK (SPÖ ) .Als weiteren Schritt in diese Richtung regte sie an , daß der Spitalsarzt oderdie Krankenschwester den praktischen Arzt verständigen sollten , sobaldder Patient das Spital verläßt . Der praktische Arzt könnte dann den Patienten

Forts, von Blatt 2402

Forts , auf Blatt 2404



rathaus-
korresoondenz

Dienstag , 29 . November 1988
Blatt 2404

besuchen , die Mobile Krankenschwester , die Heimhilfe und „Essen auf
Rädern “ informieren . Andrlik erinnerte an wesentliche Verbesserungen im
Pflegeheimen , etwa durch die Schaffung kleinerer Einheiten oder durch
abgeschirmte Waschmöglichkeiten . Die häufige Meinung älterer Men¬
schen , „Das Pflegeheim ist die Endstation “

, habe heute keine Gültigkeit
mehr . Rund 20 Prozent der Patienten konnten durch Rehabilitation in ihre
gewohnte Umgebung zurückkehren . Wie ernst dieses Thema genommen
werde , zeige sich auch an einer von Stadtrat Stacher organisierten Diskus¬
sion zum Thema „Rehabilitation heute und morgen “ am 7 . Dezember im
Wappensaal des Wiener Rathauses . Es sei erfreulich , daß im Jahr 1987
49 Fachkräfte und 62 praktische Ärzte etabliert werden konnten . Es werde
aber noch großer Anstrengungen der Stadt Wien , der Arbeiterkammer und
der Gebietskrankenkasse bedürfen , um für Patienten nahezu gleiche Be¬
dingungen zu schaffen : im 1 . Bezirk entfallen derzeit 541 Patienten auf
einen Arzt , im 22 . Bezirk dagegen 1 .800.

GR . Dr . RASINGER ( ÖVP ) meinte , daß die Ziele der Medizin klarer abge¬
steckt werden müssen . Bei der Gesundenuntersuchung müsse mehr auf
die Zusammenarbeit zwischen praktischen Ärzten und dem Gesundheits¬
amt Wert gelegt werden . In Vorarlberg sei durch diese Vorgangsweise er¬
reicht worden , daß 15 bis 18 Prozent der Bevölkerung sich regelmäßig
untersuchen lassen . Das Krebsjahr 1989 biete eine große Chance , diesen
Bereich der Vorsorgemedizin zu fördern . Auch beim Impfen sei eine Zu¬
sammenarbeit zwischen Hausarzt und Gesundheitsamt dringend not¬
wendig . Bisherige Impfaktionen hätten eher erschütternde Ergebnissege¬
zeigt . Mit den Mitteln der öffentlickeitsarbeit sollte bei der Bevölkerung das
Vorsorgeverständnis erhöht werden . Rasinger meinte weiters , daß die Ein¬
sparung von 349 Spitalsbetten im Zuge der Neuordnung der Krankenan¬
stalten öffentlich diskutiert werden müßte . Ebenso sei die Leistung der ein¬
zelnen Krankenhäuser sowie der Schwesternmangel zu überprüfen.
Rasinger schlug vor , Jungärzte befristet einzusetzen . Rasingersagteauch,
daß sich die ÖVP generell mehr Zusammenarbeit mit den praktischen
Ärzten und bei der Organisation des AKH erwarte . ZurHauskrankenpflege
bemerkte Rasinger , daß in Österreich rund 100 .000 Menschen pflegebe¬
dürftig seien , bislang aber in Wien kein einziges Projekt für Hauskranken¬
pflege gefördert wurde . Rasinger bedauerte schließlich , daß er über die
Medien erfahren mußte , daß eine dritte Phase der Psychiatriereform ge¬
plant sei . Auch in diesem Bereich verlangte Rasinger mehr Zusammen¬
arbeit der bestehenden Einrichtungen mit den praktischen Ärzten.

GR . PFANNENSTIEL (SPÖ ) wies auf dieenormen Leistungen auf dem Ge¬
sundheitssektor in Wien hin . 18,5 Prozent des Wiener BudgetssindI derGe-
sundheit gewidmet , der Investitionsaufwand beträgt 1989 2,6 Milliarden
Schilling . Neben Bauraten von 1,5 Milliarden fürdasAKH und 650 Millionen
für das SMZ-Ost seien auch Modernisierungs - und Instandhaltungsarbei¬
ten an den älteren Spitälern erwähnenswert . Pfannenstiel wies darauf hin,
daß die Anzahl der Ärzte und des Pflegepersonals in den Wiener Spitälern
in den letzten Jahren wesentlich erhöht wurde und , daß im Schnitt nahezu
11 .000 Patienten in den Wiener Spitälern betreut werden . Mit einem Tur-
nusplatz für 13 Spitalsbetten leistet Wien auch im Bereich der Ausbildung
Großes . Besondere Bedeutung komme Wien auf dem Sektor der Spitzen-
medizinzu , wo mehralsein Drittel aller Leistungen von ganz Österreich er¬
bracht werden . Schließlich wies Pfannenstiel auf die Erfolge der Aktion

„Schau auf Dich “ und der Psychosomatischen Ambulanz in Wien hin . Für
die Zukunft kündigte er eine verstärkte Umwandlung von Akutbetten in be¬
stehenden Spitälern in Pflege - und Rehabilitationsbetten an . Insgesamt
könnte man stolz auf das Wiener Spitalswesen sein.

Stadtrat Univ .-Prof . Dr . STACHER (SPÖ ) stellte fest , kein anderes öster¬
reichisches Bundesland habe annähernd die Einrichtungen zur Be¬
kämpfung der Sucht und zur Behandlung der Süchtigen wie Wien . Metha-
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don sei kein Allheilmittel , sondern könnenurfüreinegewisseGruppevon
Patienten eingesetzt werden . Von 40 Suchtgifttoten in Wien seien zehn in
Methadonbehandlung gestanden . Dieses Medikament führe leicht dazu,
daß weitere Suchtgifte konsumiert werden und dieser Konsum einen töd¬
lichen Ausgang nimmt . Methadonpatienten bedürfen einer besonders
intensiven laufenden Kontrolle.
Zur Aufforderung , die Erste Hilfe zu fördern , konterte der Gesundheits¬
stadtrat , er lade alle Mitglieder des Gemeinderates ein , sich einer einschlä¬
gigen Ausbildung zu unterziehen . Darüberhinaus sollte auch der Bundes¬
gesetzgeber vorschreiben , daß überden Erste -Hilfe- Kurs im Rahmen der
Führerscheinausbildung eine Prüfung abgelegt werden muß.
Im kommenden Jahr findet eine großangelegte Krebsaktion statt . Wesent¬
lich sei eine Information auf breiter Basis , wobei allerdingsdarauf geachtet
werden soll , daß bei den Menschen nicht unberechtigte Ängste geweckt
werden.
Wenn ein Mangel an psychiatrischen Ausbildungsplätzen beklagt werde,
müsse er diese Kritik an die Ärztekammer weitergeben , die solche Ausbil¬
dungsstätten oft verhindere . Er, Stacher , sei an den Gesundheitsminister
herangetreten und habe ihn eingeladen , im I nteresse der ärztlichen Versor¬
gung negative Stellungnahmen der Ärztekammer weniger gewichtig zu
bewerten.
Bei der Rehabilitation zeichne sich angesichts der enormen Fortschritte
der Neurochirurgie ein verstärkter Bedarf an neurologischen Betten ab.
Dies gehe auch aus einem Rehabilitationskonzept hervor , das er , Stacher,
ausgearbeitet habe . Es sei notwendig , Akutbetten von Langzeitbetten zu
trennen , was nicht eine Frage der Finanzierung , sondern eine solche der
personellen Ausstattung ( Krankenschwestern oder medizinisch -tech¬
nische Assistentinnen ) sei.
Zur Vorsorgemedizin erklärte Stacher , es gehe darum , die Bürger dazu zu
bringen , sich untersuchen zu lassen , damit Krankheiten frühzeitig erkannt
werden . Ein Screening der gesamten Bevölkerung hält Stacher weder für
praktikabel noch für sinnvoll , weil dererreichbare Erfolg in keinem Verhält¬
nis zum Aufwand stehe . Sinnvoller wäre eine gezielte Untersuchung von
Risikopatienten.
Stacher wandte sich auch gegen eine Forcierung des Bettenabbaues in
Wien , denn Wien sei bereits beispielgebend vorangegangen . Überdies sei
die Zahl der Betten pro 1 .000 Einwohner in der Ostregion niedriger als in
den anderen Bundesländern . Man müsse auch berücksichtigen , daß in
Wien Spitzen versorgung geboten werde und 20 Prozent der hier behandel¬
ten Kranken nicht aus Wien kommen.
DieZielefürdie Gesundheitspolitik seien praktisch identisch , underseifür
Zusammenarbeit und gegen eine konstruierte Meinungsverschiedenheit
im Gemeinderat , schloß Stacher.
Stadtrat Maria HAMPEL-FUCHS ( ÖVP) führte aus , über den Abbau von
Betten im Westen Wiens hätten bisher keine Parteiengespräche stattge¬
funden . Solange Wien keine Alternative zu Spitalsbetten biete , könne die
ÖVP einem Akutbettenabbau nicht zustimmen . Die Frage , ob ein Patient in
einem Langzeitbett liegt oder im Rahmen der Kurzzeitpflege betreut wird,
sei für den Patienten von eminenter Bedeutung , weil die Kurzzeitpflege
vom Kranken selbst bezahlt werden muß.
Die Inbetriebnahme des neuen Allgemeinen Krankenhauses und des
Spitals im SMZ-Ost werfe seine Schatten voraus : Wer (vom Pflegeperso¬
nal ) könne , gehe ehestmöglich in Pension . Es werde an Pflegepersonal
fehlen . Pflegepersonal müßte daher ausgebildet werden , doch es fehle an
Konzepten . Gesundheits - und Sozialwesen gehörten zusammen . Aber
weil sie bei verschiedenen Stadträten ressortieren , werfe der Finanzstadt-
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rat KRAZAF-Mittel in den allgemeinen Steuertopf . Der Pflegekostenersatz
der Sozialversicherung habe vor 15 Jahren noch zwei Drittel der Kosten
gedeckt , heute seien es nurmehr ein Viertel bis ein Drittel . Schulddaransei
die schwache Position der Gebietskörperschaften gegenüber der Sozal-
versicherung.
In einer zweiten Wortmeldung präzisierte Stadtrat STACHER , die Ent¬
scheidung für Akut- oder Langzeitbehandlungen werde nicht unter dem
Gesichtspunkt der Geldersparnis , sondern unter dem Blickwinkel derbes-
seren Behandlung der Patienten getroffen . Die angesprochene Personal¬
planung könne ab dem nächsten Jahr stattfinden , wenn Wien das Daten¬
material aufgrund des Diagnoseschlüssels besitzt . Wien nehme dabei
unter den Bundesländern eine Vorreiterrolle ein . Die von Stadtrat Hampel-
Fuchs angesprochene Finanzierung alternativer Pflegeformen durch den
KRAZAF sei bislang noch nicht beschlossen worden , betonte Stacher.
Was die Kostenbeiträge durch die Sozialversicherung betrifft , erklärten
sich die unterschiedlichen Anteile daraus , daß früher auf der Basis einer
50- bis 60prozentigen Kostendeckung kalkuliert wurde.
Konsumentenschutz , Frauenfragen , Recht und Bürgerdienst

Frauenpolitik dürfe nicht nur als Vermittlung von Jobs und Wohnplätzen
und damit als „Trouble -Shooting “ aufgefaßt werden , sondern müßte kon¬
krete Arbeitsmarktpolitik sein , sagte GR . Ingrid KARIOTIS ( FPÖ ) . Die
Frauenpolitik der Stadt Wien sei aber mit der Frauenservicestelle abgetan
worden und habe keine wesentlichen Verbesserungen für die Frauen er¬
schlossen.
Die Märkte seien nicht nur ein rationales Anliegen im Sinne einer funktio¬
nierenden Nahversorgung , sondern bedeuten für die Wiener auch ein
Stück Lebensqualität . Essei nicht gelungen , kritisierte Kariotis , die Situa¬
tion auf den Wiener Märkten entscheidend zu verbessern — teilweise seien
sie sogar dem Verfall preisgegeben . Die Marktgebühren seien überhöht
und die Kriterien für die Vergabe der Marktstände unklar . Nicht Einkaufs¬
zentren bedenkenlos „hinzuklotzen “

, sondern neue Marktgebiete zu er¬
schließen , Märkte in alte Ortskerne zu übersiedeln und den kulturellen
Stellenwert des Marktes zu heben , seien Aufgaben , die noch nicht in An¬
griff genommen worden seien.
Kariotis klagte über die Geschäftssituation der Mariahilfer Straße , die
durch ein schlechtes Warenangebot , überhöhte Preise und zwielichtige
Geschäftemacher bereits ein Gegenstand für niederösterreichische
Negativwerbung bei ungarischen Einkaufstouristen sei . Es sei Aufgabe
der Stadt Wien , besser zu informieren und für eine seriöse Geschäftsab¬
wicklung , die vorgeschriebene Preisauszeichnung und adäquate hygieni¬
sche Voraussetzungen zu sorgen . Die derzeitige Situation belaste nicht
nur die Anrainer dieser Einkaufsstraße , sondern vermittle auch ungari¬
schen Gästen einen schlechten und täuschenden Eindruck vom Wiener
Handel.
GR . Rosemarie WALLNER ( ÖVP ) beschäftigte sich in ihrer Rede mit der
Problematik des Landwirtschaftsbetriebes der Stadt Wien . Wallner er¬
klärte , daß sich die ÖVP für besser Chancen und Zukunftsmöglichkeiten
für die Wiener Landwirte , Gärtner und Weinbauern einsetze . Die Führung
eines Landwirtschaftsbetriebes stelle keine kommunale Aufgabe dar , die
die Gemeinde Wien selbst besorgen müsse . Der Landwirtschaftsbetrieb
der Stadt Wien , der noch dazu — so Wallner — regelmäßig defizitärsei , soll¬
te daher privatisiert werden . Nach Meinung der ÖVP würden sich genug
Wiener Bauern finden , die diese Flächen übernehmen könnten . Vor allem
für junge Bauern und Bäuerinnen wäre dies angesichts der zunehmenden
Knappheit landwirtschaftlichen Bodens in Wien eine langfristige Existenz¬
sicherung . Besonders wichtig wäre auch die Übertragung derzeitiger
Pachtflächen der Gemeinde ins Eigentum der Pächter . Wallner brachte
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daher einen ANTRAG ein , daß der Landwirtschaftsbetrieb der Stadt Wien
zu privatisieren sei , wobei entsprechende Gespräche zur Übernahme
dieser Flächen durch die Wiener Bauernschaft geführt werden sollen . Zur
Durchführung der Privatisierungsmaßnahmen sollte ein Prioritätenkata¬
log erstellt werden.
Beim Zentralen Einkauf der Stadt Wien werdeverstärktauf Umweltverträg¬
lichkeit und Umweltschonung geachtet , sagte GR . LEHNER (SPÖ ) . Die
Aktion „Umweltbewußt einkaufen “ werde fortgesetzt . Stadträtin Schirmer
habe eine Pilotstudie über die Umweltverträglichkeit von Putzmitteln ini¬
tiiert . Es sei ein Gebot der Stunde , auf die Herstellung umweltbelastender
Waren zu verzichten . Die Stadt Wien spiele eine Vorreiterrolle , doch auch
der Bund müsse dabei einen Beitrag leisten . Wie Lehnerweiter ausführte,
befinden sich im Großraum Wien 25 Märkte mit 1 .030 Ständen . Dies reiche
nicht zur kompletten Nahversorgung aus , diese Rolle hätten auch Groß¬
konzerne übernommen . Man benötige temporäre Märkte , „fliegende
Händler “ sollten dafür interessiert werden . Zum Kunst - und Kulturmarkt
am Donaukanal sagte Lehner , dieser habe einen positiven Anklang ge¬
funden . Besonders Kunstgegenstände , Antiquitäten und Bücher hätten
einen guten Geschäftserfolg erbracht . Ersprachsich nachdrücklich fürdie
Beibehaltung dieser Einrichtung aus.
GR . Herta SLABINA ( SPÖ ) forderte die Gleichberechtigung , Gleichbe¬
handlung und Gleichstellung der Frau . Wien sei vorbildlich bei der Mitwir¬
kung von Frauen in der Kommunalpolitik . Die Amtstitelverordnung vom
1 . Juli dieses Jahres erlaube Frauen , weibliche Amtstitel zu tragen . Es gelte
aber darüber hinaus , den Frauen zu mehr Durchsetzungsvermögen zu ver¬
helfen und Wien zu einer wirklich frauen - und familiengerechten Stadt zu
machen . Besonders hob Slabina die Verdienste der Frauenservicestelle
hervor , die rund 1 .000 Ratsuchenden geholfen hat . Dennoch müsse auch
beim Gesetzgeber auf eine frauenfreundlichere Einstellung gedrängt
werden . So seien derzeit gerade die Frauen am härtesten von der Verlänge¬
rung der Ladenschlußzeiten betroffen . Es sei die Moral jener Geschäfts¬
leute bedenklich , die am 26 . November entgegen der Verordnung des Bür¬
germeisters ihre Geschäfte offen gehalten haben . Dieses Unterlaufen ge¬
setzlicher Rechte sei zu verurteilen . Ebenso jenes Verhalten der Opposi¬
tion , das gemeinsame Sache mit jenen mache , die den Frauen am meisten
schaden . Frauensolidarität müsse über Parteigrenzen hinweg geübt
werden . Das kommende Jahr 1989 sei vom Europäischen Parlament zum
JahrderGleichheitvon Mann und Frau erklärt worden . Dieses Jahr soll für
entsprechende Verbesserungen genutzt werden.

Stadträtin Christine SCHIRMER (SPÖ ) wies zunächst auf die Bedeutung
der Frauenservicestelle hin . Weiters unterstrich sie die erstmalige Budge¬
tierung des Referates für Frauenfragen mit 800 .000 Schilling und die Be¬
deutung der Amtstitelverordnung , die den Wünschen der Frauen Rech¬
nung trägt . Generell werde sie in Zukunft darauf Bedacht nehmen , Frauen
im Bereich der Stadt Wien vermehrt auch höherrangige Positionen zu¬
gänglich zu machen.
Zur Arbeit des Marktamts sagte Schirmer , daß dieses sowohl in seiner
Kontrollfunktion wie auch bei der Ermöglichung verschiedener Aktivi¬
täten , wie der Einrichtung temporärer Märkte , gut arbeite . Für das kom¬
mende Jahr sind für verschiedene Märkte , wieden Naschmarkt , die Märkte
in Favoriten und Floridsdorf oder den Hannover -Markt , Verbesserungen
vorgesehen . Die Betreuung von Konsumenten am Stadtrand mit mobilen
Verkaufsbussen wird erwogen.
Das Konsumententelefon , das immer mehr zu einer reinen Rechtsbera¬
tung — die es nicht sein könne — genutzt werde , soll in Zukunft schwer¬
punktmäßig eingesetzt werden . Die Lebensmittelberatungsstelle leiste
einen wichtigen Beitrag zu gesunder Versorgung und Konsumentenbe¬
ratung . Auch der Bürgerdienst erfülle mit seinen Außenstellen und dem
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Mobilbüro wichtige Aufgaben . Zur verbesserten Integration der in Wien
lebenden Ausländer seien auch Gesetze auf Bundesebene notwendig , die
Stadt Wien leiste jedoch auf diesem Gebiet sehr viel . Schließlich betonte
Schirmer , daß an den kommenden Adventsamstagen erstmals die Öff¬
nung der Lebensmittelgeschäfte und derWiener Märkteermöglicht werde.
Für den Kunst - und Kulturmarkt am Donaukanal sei eine weitere Entbüro¬
kratisierung vorgesehen.
Die Sitzung des Gemeinderates wurde um 17 .45 Uhr unterbrochen und
wird morgen , Mittwoch , nach der Sitzung des Landtages wieder aufge¬
nommen . (Schluß ) red
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immermehr oastarbeiterkinderanwiener Ptiichtschuien
Zilk für „Interkulturelles Lernen“

Wien , 29 . 11 . ( RK-KOMMUNAL) Bürgermeister Dr . Helmut ZILK und der
Präsident des Wiener Stadtschulrates , NR . Prof . HansMATZENAUER . be-
richteten am Dienstag im Bürgermeisterpressegespräch anläßlich eines
Symposiums „ Innerkulturelles Lernen — Zweisprachigkeit “ über die Situa¬
tion der Gastarbeiterkinder in den Wiener Pflichtschulen.

Relativ unbemerkt von der breiten Öffentlichkeit vollzieht sich in Wien ein
Prozeß , den diese Stadt um die Jahrhundertwende bereits einmal erlebt
hat , sagte Zilk , Es wachsen immer mehr Kinder heran , deren Muttersprache
zwar nicht deutsch ist , die aber die Wiener von morgen sind.

Besonders deutlich ist diese Entwicklung im Wiener Pflichtschulwesen
abzulesen . Während die Gesamtzahl der Pflichtschüler seit Jahren rück¬
läufig ist ( 1981 /82 : 92 . 160 — 1988/89 : 73 .911 ) , nimmt die Zahl der auslän¬
dischen Schüler absolut und relativ zu : 1981 /82 betrug ihr Anteil 12,9 Pro¬
zent , heuer liegt er bereits bei 23,5 Prozent ( oder 17 .376 Kindern ) — 1990/91
wird

'
er die 25 Prozent -Marke überschreiten , das ist eine Verdoppelung

binnen 10 Jahren!

Große bezirksweise Unterschiede

Der geringste Ausländeranteil an Pflichtschulen ist in der Donaustadt mit
4,21 Prozent zu verzeichnen , der höchste mit 44,92 Prozent in Margareten.
An einzelnen Schulen beträgt der Anteil ausländischer Kinder bereits bis
zu 80 Prozent . Naturgemäß haben die nichtdeutschsprachigen Kinder
größere schulische Probleme als die Wiener Pflichtschüler . So etwa be¬
suchen nur 2,89 Prozent der deutschsprachigen Kinder die Sonderschule,
bei den jugoslawischen sind es jedoch 7,35 Prozent , bei den türkischen
7,65 Prozent.
Es gibt zahlreiche fördernde Maßnahmen für nichtdeutschsprachige Kin¬
der an den 371 öffentlichen Pflichtschulen in Wien , teilte Prof . Matzenauer
mit.
® An 162 Schulen werden Förderkurse abgehalten.
• An 184 Anstalten werden die Kinder durch sogenannte Begleitlehrer zu¬

sätzlich betreut.
• An 203 Schulen gibt es jugoslawischen , an 94türkischen Zusatzunterricht

( Erhaltung der kulturellen Identität durch den Unterricht der Mutter¬
sprache ) .

Als durchaus erfolgreich hat sich das Projekt „Begleitlehrer “ erwiesen : Von
den 4 .690 Schülern , die im Schuljahr 1986/87 intensiv betreut worden sind,
konnten 70 Prozent im folgenden Schuljahr dem regulären Unterricht ohne
fremde Hilfe folgen.
Derzeit sind 203 Lehrer zur Betreuung ausländischer Kinder in Verwen¬
dung , sagte Matzenauer . Darüber hinaus besteht auch bei den Pflichtschul¬
lehrern großes Engagement in der Weiterbildung auf diesem Sektor . Rune
drei Viertel aller Wiener Pflichtschullehrer haben bereits (freiwillig ) Fach¬
seminare am Ausländerzentrum des Pädagogischen Instituts der Stad.
Wien abolviert , wofür Bürgermeister Dr . Zilk den Wiener Lehrern dankte.
(Schluß ) chr/bs
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